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BebauunRSVorachrlften 

ziim Bebauungsplan für das Gewann Sandgrubbühl-West 

In  Wttllersbach   Krs. Villingen 

A» Rechtsgrundlageni 

1) §§ 1 und 2| 8 und 9 des Bundesbaugesetzes vom 23.Junl 
I960 (BGBl. I S. 3^1). 

2) §§ 1 - 25 der Verordnung über die bauliche N utzung 
der Griindstücke (Baunutzungsverordnung) vom 26« Juni 1962 
(BGBl, S. 429) (BaulTVO). 

3) § 1 der 2, Verordnung der Landesregierung zur Durch- 
füiirung des BBauG vom 27* Juni 1961 (Ges.Bl. S. 208). 

4) §f 5, 16, 111, 112 der LBO vom 6.4.1964 (Ges.Bl. S.151)« 

B. Festsetzungen! 
• ä 

I# Art der baulichen Nutzung 

§ 1 
Baugebiet 

Der gesamte räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
ist reines Wohngebiet gemäB § 3 BauNVO. 

S 
§ 2 

Ausnahmen 

Soweit nach § 3 BauKVO Anlagen ausnahmsweise zugelassen wer- 
den können, sind diese allgemein zulässig, sofern die Eigen- 
art des Baugebietes im allgemeinen gewahrt bleibt* 

§ 5 
FestsetzxiDgen im Gestaltxmgsplan 

Festsetzungen nach § 3 Abs. 4 BauBVO (beschränkende Fest- 
setzungen in Wohngebieten) erfolgen durch Eintragungen im 

Gestaltungsplan. 
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§ ^ 
Neben- und Versorgungaanlagen 

1) Nebenaclagen im Sinne des § 14 Abe. 1 BauHVO sind 
unter den dort genannten Toraussetzxingen zulässig. 

2) Versorgungsanlagen Im Sinne des § 14 Abs. 2 BaulTVO 
können als Ausnahmen zugelassen werden. 

II» Maß der baulichen Hutzunf^ 

AllKemeines 

Das Ma£ der baulichen Nutzung wird bestimmt durch Fest- 
setzung der Grundflächenzahl und der Zahl der Vollge- 
schosse. 

§ 6 
Zulässiges Maß der baulichen Nutzung 

1) Die Festsetzung der Grxindflächenzahl und der Zahl der 
Vollgeschosse erfolgt durch Eintragung im Gestaltungs- 
plan« Soweit eine Festsetzung der Grundflächenzahl im Ge- 
staltungsplan nicht erfolgt, gilt die Jeweils zugehörige 
Grundflächenzahl nach § 17 Abs. 1 BauNVO als festgesetzt* 

2) Die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse ist zwingend. 

III# Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 

8 7 
Bauweise 

1) Als Bauweise wird die offene Bauweise festgesetzt. 

2) Soweit im Gestaltungsplan Einzelhäuser eingetragen 
sind, gilt diese Eintragung als Festsetzung gemäß § 22 
Abs. 2 Satz 2 BauNVO. 

3) Für die Stellung und die Firstrichtxuig der Gebäud« 
sowie für die Dachform sind die Eintragungen im Gestal- 
tungsplan maßgebend. 
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§ 8 

Überbaubare Grundstückafläche 

1) Die Feßtsetzxmg von Straßenbegrenzungalinien, Baulinien 
und Baugrenzen erfolgt durch Eintragung im Straßen- und 
Baulinienplan. 

2) Auf den nicht überbaubaren Grundstückariächen sind Ne- 

benanlagen Iffl Sinne des § 14 BauNVO zulässig. 

§ 9 
Grenz- und Gebäudeabstand 

1) Der seitliche Grenzabstand der Hauptgebäude von den 
fiachbargrenzen muB mindestens 

- 3,00 B - 
betragen 

2) - Der Mindeatabstand zwischen den Hauptgebäuden darf 
das Haß von 

- 8,00 m - 
nicht unterschreiten. 

§ 10 
Gestaltung der Bauten 

1) Die Grundrisse der Gebäude sollen ein langgestrecktes 
Hechteck bilden. Dabei soll die Gebäudelängsseite bei den 
eingeschossigen Gebäuden In der Regel mindestens 11,00 m 
betragen. 

2) Die Höhe der Gebäude darf 
- vom eingeebneten Gelände - 

bis zur Traufe betragen: 
bei eingeschossigen Gebäuden ohne Kniestock 

- 5»60 m  - 
bei eingeschossigen Gebäuden mit  Kniestock 

- 4,00 m - 
talseitig:   2-geschossig ohne  Kniestock 

- 6,00 • - 
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3) Die Sockelhöhe der Gebäude (Oberkante Erdgeschoßfuß- 

boden) ist möglichst niedrig zu halten; sie darf nicht 

mehr als 

- 0,50 m - 

auf der Bergseite betragen* 

4) Bei stark geneigtem Gelände dürfen die Gebäude tal- 

seitig mit einem Hauptgeschoß mehr als im Gestaltungs- 

plan vorgesehen in Erscheinung treten, sofern dies im 

Gestaltungsplan nicht bereits berücksichtigt ist. Das 

Untergeschoß wird als Hauptgeschoß gerechnet, wenn die 

Höhe vom endgültigen (eingeebneten oder natürlichen) Ge- 

lände bis Oberkante Erdgeschoßfußboden mehr als 1,70 m 
beträgt. 

5) An- und Vorbauten an den Gebäuden sind nur gestattet, 

wenn sie in einem angemessenen GröBenverhältnis zum Haupt- 

gebäude stehen und sich architektonisch einfügen. 

6) Fensteröffnungen sind in ihrer Größe und Verteiliing in 

der Wandfläche harmonisch zu gestalten« 

7) Die Dachneigung bei den 1-geschossigen Gebäuden beträgt 

- 23 - 27 ° - 
bei den lipRShossigen Gebäuden,   talaeitig 2-^ge«ehossig 

- 27 - 52 ° - 
Pur die Dachdeckung sollen in der ^gel engobierte Ton- 

ziegel verwendet werden. 

8) Im l>achraum dürfen keine Wohn\uigen untergebracht werden, 

sondern nur giebelseitig Einzelzimmer. 

9) Dachgaupen und Dachaufbauten sind nicht gestattet. 

§ 11 

Hebenp^ebäude und GaraRen 

1) Die Nebengebäude sollen in einem angemessenen Größenver- 

hältnis zum Hauptgebäude stehen und sind mit diesem in ei- 

nen guten baulichen Zusammenhang zu bringen. 

2) Bebengebäude müssen eingeschossig erstellt werden. Die 

Traufhöhe darf höchstens 2,50 m betragen. Dachneigung und 

Bedachungematerieü. sollen dem Hauptgebäude entsprechen. 



T 

- 5 - 

§ 12 
ElDfrledlKimKen 

1) Die Einfriedigungen der Grundstücke an Öffentlichen 
Stra£en und Plätzen sind für die einzelnen StraBenzüge 

einheitlich zu gestalten. Gestattet sind: 

- Sockel bis 0,30 m Hohe aus Naturstein oder Be- 
ton mit Heckenhinterpflanzung aus bodenständi- 
gen Sträuchern - 

- einfache Holzzäune (Lattenzäune) mit Heckenhin- 
terpflanzung - 

- quadratisches Drahtgeflecht im Rahmen aus Roh- 
ren oder Winkel eisen mit Heckenhinterpflanzung - 

Die Gesamthöhe der Einfriedigungen soll das Ma£ von 0,90 
B nicht überschreiten. Pur die Höhe der Einfriedigungen 

an Straßenmündungen und Kreuzungen gilt § 8 Abajt_ 2 der 
Kreisbaucrdnung« 

2) In bebauten StraBenzügen (Baulücken) sind die Einfrie- 
digungen denen der Nachbargrundstücke anzupassen. 

5) Die Verwendung von Stacheldraht als Einfriedigung ist 
nicht gestattet. 

§ 13 
Grundstückasestaltung von Yorgärten 

1) Anfüllungen und Abtragungen auf dem Grundstüok- sind so 
durchzuführen, daß die gegebenen natürlichen Geländever- 
hältnisse möglichst wenig beeinträchtigt werden. Die Ge- 
ländeverhältnisse der Kachbargrxmdstücke sind dabei zu be- 

rücksichtigen« 

2) Vorgärten sind nach Erstellung der Gebäude als Ziergär- 
ten oder Hasenflächen anzulegen und zu unterhalten« Bei 
Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern sollen bodenständige 

Gehölze verwendet werden. 

3) Vorplätze müssen planiert und befestigt werden. 
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§ 14 

Entwässerung 

HäuBÜche Abwässer sind unmittelbar über das OrtskanaiL- 
nets der Zentralkläranlage zuzuleiten« 

§ 15 
Flanvorlage 

Neben den üblichen Unterlagen  für Baueingaben kann die 
Baupolizeibehürde  die  Darstellung der anschließenden Nach- 
barhäuser und erforderlichenfalls  weitere  Ergänzungen durch 
entsprechende Lichtbilder oder Modelle verlangen. 

§  16 
Zusätzliche Genehmigungspflicht 

Die in § 88 Ziff. 5 und 6, § 89 Abs. 1, Ziff. 1, 2, 3t H, 
12, 15, 14, 15, 16, 25, 26, 29 LEO genannten Bauarbeiten 
bedürfen der Genehmigung der Baurechtsbehörde. 

§ 17 
Ausnahmen und Befreiungen 

Für Ausnahmen und Befreluingen von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes gelten die §§ 31 Bxmdesbaugesetz und 94 
Landesbauordnung« 

§ 18 
Ordnungswidrigkeiten 

1) Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen 
die §5 9, 10, 11, 12, 13, 15, 16 dieser Bebauungsvorschrif- 
ten oder gegen eine aufgrund dieser Vorschriften ergangene 
vollziehbare Anordnung der Baurechtsbehörde werden gemäß 
§ 112 LBO als Ordnungswidrigkeit bestraft. 

2) Die Ordnungswidrigkeiten können, wenn sie vorsätzlich be- 
gangen sind, mit einer Geldbuße bis zu DU lO.ooo,—, wenn sie 
fahrlässig begangen sind, mit einer Geldbuße bis zu DM 5.000,— 
geahndet werden. 



Genehmigt gemäß §§ n BBauG, 111 LBO 

mit Beschluß vom. 2^6_Krz.j955  

Landratsamt Villingen 
— Unlere Bourechlsbehörde — 

\. V. 


